
Bundesverfassungsgericht: 
Verfassungsmäßigkeit der gesetzlichen 
Regelung zur Verständigung im 
Strafprozess 
BVerfG, Urt. v. 19. 3. 2013 – 2 BvR 2628/10, 2 BvR 2883/10, 2 BvR 2155/11 

1. Das im Grundgesetz verankerte Schuldprinzip und die mit ihm verbundene Pflicht zur 
Erforschung der materiellen Wahrheit sowie der Grundsatz des fairen, rechtsstaatlichen 
Verfahrens, die Unschuldsvermutung und die Neutralitätspflicht des Gerichts schließen es 
aus, die Handhabung der Wahrheitserforschung, die rechtliche Subsumtion und die 
Grundsätze der Strafzumessung zur freien Disposition der Verfahrensbeteiligten und des 
Gerichts zu stellen. 

2. Verständigungen zwischen Gericht und Verfahrensbeteiligten über Stand und Aussichten 
der Hauptverhandlung, die dem Angeklagten für den Fall eines Geständnisses eine 
Strafobergrenze zusagen und eine Strafuntergrenze ankündigen, tragen das Risiko in sich, 
dass die verfassungsrechtlichen Vorgaben nicht in vollem Umfang beachtet werden. 
Gleichwohl ist es dem Gesetzgeber nicht schlechthin verwehrt, zur Verfahrensvereinfachung 
Verständigungen zuzulassen. Er muss jedoch zugleich durch hinreichende Vorkehrungen 
sicherstellen, dass die verfassungsrechtlichen Anforderungen gewahrt bleiben. Die 
Wirksamkeit der vorgesehenen Schutzmechanismen hat der Gesetzgeber fortwährend zu 
überprüfen. Ergibt sich, dass sie unvollständig oder ungeeignet sind, hat er insoweit 
nachzubessern und erforderlichenfalls seine Entscheidung für die Zulässigkeit 
strafprozessualer Absprachen zu revidieren. 

3. Das Verständigungsgesetz sichert die Einhaltung der verfassungsrechtlichen Vorgaben in 
ausreichender Weise. Der in erheblichem Maße defizitäre Vollzug des 
Verständigungsgesetzes führt derzeit nicht zur Verfassungswidrigkeit der gesetzlichen 
Regelung. 

Zum Sachverhalt: 
Die Bf. wandten sich gegen ihre strafgerichtliche Verurteilung im Anschluss an eine 
Verständigung zwischen Gericht und Verfahrensbeteiligten. Mittelbar richteten sich die 
Verfassungsbeschwerden der Bf. zu I und II zudem gegen die Vorschrift des § 257 c StPO, 
die durch das Gesetz zur Regelung der Verständigung im Strafverfahren vom 29. 7. 2009 
(BGBl I, 2353) – im Folgenden: Verständigungsgesetz – in die StPO eingefügt wurde und 
seither die rechtliche Grundlage für die Verständigung bildet. 

... 

Das BVerfG hat einen Sachverständigen mit der Durchführung einer repräsentativen 
empirischen Untersuchung zur Praxis der Verständigung im Strafverfahren beauftragt. Zu 
diesem Zweck hat der Sachverständige im Zeitraum zwischen dem 17. 4. und 24. 8. 2012 
insgesamt 190 mit Strafsachen befasste Richterinnen und Richter des Landes Nordrhein-
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Westfalen befragt, von denen 117 als Strafrichter oder Vorsitzende eines Schöffengerichts 
und 73 als Vorsitzende einer Strafkammer tätig waren. Als Kontrollgruppe wurden daneben 
68 Staatsanwältinnen und Staatsanwälte sowie 76 Fachanwältinnen und Fachanwälte für 
Strafrecht befragt. 

... 

Aus den Gründen: 
[52]B. Die Verfassungsbeschwerden sind begründet, soweit sie sich gegen die angegriffenen 
Entscheidungen richten; im Übrigen haben sie keinen Erfolg. 

[53]I. 1. Das Strafrecht beruht auf dem Schuldgrundsatz, der den gesamten Bereich 
staatlichen Strafens beherrscht. Der Schuldgrundsatz hat Verfassungsrang; er ist in der 
Garantie der Würde und Eigenverantwortlichkeit des Menschen (Art. 1 I und Art. 2 I GG) 
sowie im Rechtsstaatsprinzip verankert. 

[54]a) Der Grundsatz „Keine Strafe ohne Schuld“ (nulla poena sine culpa) setzt die 
Eigenverantwortung des Menschen voraus, der sein Handeln selbst bestimmt und sich kraft 
seiner Willensfreiheit zwischen Recht und Unrecht entscheiden kann. Dem Schutz der 
Menschenwürde in Art. 1 I GG liegt die Vorstellung vom Menschen als einem geistig-
sittlichen Wesen zu Grunde, das darauf angelegt ist, sich in Freiheit selbst zu bestimmen und 
zu entfalten. Auf dem Gebiet der Strafrechtspflege bestimmt Art. 1 I GG die Auffassung vom 
Wesen der Strafe und das Verhältnis von Schuld und Sühne sowie den Grundsatz, dass jede 
Strafe Schuld voraussetzt. Die Strafe ist im Gegensatz zur reinen Präventionsmaßnahme 
dadurch gekennzeichnet, dass sie – wenn nicht ausschließlich, so doch auch – auf gerechte 
Vergeltung für ein rechtlich verbotenes Verhalten abzielt. Mit der Strafe wird dem Täter ein 
sozialethisches Fehlverhalten vorgeworfen. Eine solche strafrechtliche Reaktion wäre ohne 
Feststellung der individuellen Vorwerfbarkeit mit der Garantie der Menschenwürde und dem 
Rechtsstaatsprinzip unvereinbar. 

[55]b) Das Rechtsstaatsprinzip ist eines der elementaren Prinzipien des Grundgesetzes. Es 
sichert den Gebrauch der Freiheitsrechte, indem es Rechtssicherheit gewährt, die Staatsgewalt 
an das Gesetz bindet und Vertrauen schützt. Das Rechtsstaatsprinzip umfasst als eine der 
Leitideen des Grundgesetzes auch die Forderung nach materieller Gerechtigkeit und schließt 
den Grundsatz der Rechtsgleichheit als eines der grundlegenden Gerechtigkeitspostulate ein. 
Für den Bereich des Strafrechts werden diese rechtsstaatlichen Anliegen auch im 
Schuldgrundsatz aufgenommen. Gemessen an der Idee der Gerechtigkeit müssen 
Straftatbestand und Rechtsfolge sachgerecht aufeinander abgestimmt sein. Die Strafe muss in 
einem gerechten Verhältnis zur Schwere der Tat und zum Verschulden des Täters stehen 

[56]2. Aufgabe des Strafprozesses ist es, den Strafanspruch des Staates um des Schutzes der 
Rechtsgüter Einzelner und der Allgemeinheit willen in einem justizförmigen Verfahren 
durchzusetzen und dem mit Strafe Bedrohten eine wirksame Sicherung seiner Grundrechte zu 
gewährleisten. Der Strafprozess hat das aus der Würde des Menschen als eigenverantwortlich 
handelnder Person und dem Rechtsstaatsprinzip abgeleitete Prinzip, dass keine Strafe ohne 
Schuld verhängt werden darf, zu sichern und entsprechende verfahrensrechtliche 
Vorkehrungen bereitzustellen. Zentrales Anliegen des Strafprozesses ist die Ermittlung des 
wahren Sachverhalts, ohne den sich das materielle Schuldprinzip nicht verwirklichen lässt. 
Dem Täter müssen Tat und Schuld prozessordnungsgemäß nachgewiesen werden.  
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... 

[64]II. Nach diesen Maßstäben kann zum gegenwärtigen Zeitpunkt die Verfassungswidrigkeit 
der gesetzlichen Regelung der Verständigung im Strafverfahren nicht festgestellt werden. Der 
Gesetzgeber hat Verständigungen im Strafprozess lediglich in einem begrenzten Rahmen 
zugelassen und sein Regelungskonzept mit spezifischen Schutzmechanismen versehen, die 
bei der gebotenen präzisierenden Auslegung und Anwendung erwarten lassen, dass die 
verfassungsrechtlichen Anforderungen an die Ausgestaltung des Strafprozesses erfüllt werden 
(1 und 2).  

... 

[65]1. Das Verständigungsgesetz statuiert nach dem in seinem Wortlaut und Normgefüge 
zum Ausdruck kommenden objektivierten Willen des Gesetzgebers (a) kein neues, 
„konsensuales“ Verfahrensmodell. Vielmehr integriert es die von ihm zugelassene 
Verständigung mit dem Ziel in das geltende Strafprozessrechtssystem, weiterhin ein der 
Erforschung der materiellen Wahrheit und der Findung einer gerechten, schuldangemessenen 
Strafe verpflichtetes Strafverfahren sicherzustellen. Der Gesetzgeber hat ausdrücklich 
klargestellt, dass eine Verständigung als solche niemals alleinige Urteilsgrundlage sein kann, 
sondern das Gericht weiterhin an die in § 244 II StPO niedergelegte Amtsaufklärungspflicht 
gebunden ist und die rechtliche Würdigung nicht der Disposition der Beteiligten an einer 
Verständigung unterliegt (b). Das Verständigungsgesetz regelt die Zulässigkeit einer 
Verständigung im Strafverfahren abschließend; es untersagt damit die beschönigend als 
„informell“ bezeichneten Vorgehensweisen bei einer Verständigung (c). Der Gesetzgeber hat 
sein Regelungskonzept mit spezifischen Schutzmechanismen versehen, die eine vollständige 
Transparenz und Dokumentation des zu einer Verständigung führenden Geschehens 
sicherstellen und so die vom Gesetzgeber als erforderlich bewertete vollumfängliche 
Kontrolle des Verständigungsgeschehens durch die Öffentlichkeit, die StA und das 
Rechtsmittelgericht ermöglichen sollen (d). Schließlich gewährleistet das Gesetz über eine 
Einschränkung der Bindungswirkung einer Verständigung die Neutralität des Gerichts und 
sieht mit der Pflicht zur Belehrung des Angeklagten über diese Einschränkung eine dessen 
Belangen dienende Sicherung vor (e). 

... 

[71]Vor dem Hintergrund des Regelungsziels, die Grundsätze der Amtsaufklärungspflicht des 
Gerichts und der richterlichen Überzeugungsbildung unangetastet zu lassen, kann § 257 c I 2 
StPO zudem nur so verstanden werden, dass das verständigungsbasierte Geständnis zwingend 
auf seine Richtigkeit zu überprüfen ist. Diese Überprüfung hat sich – unter zusätzlicher 
Berücksichtigung des Grundanliegens des Gesetzgebers, Verständigungen transparent und 
kontrollierbar zu machen – durch Beweiserhebung in der Hauptverhandlung (vgl. § 261 
StPO) zu vollziehen. Freilich kann dies nicht bedeuten, dass die Überprüfung eines 
verständigungsbasierten Geständnisses strengeren Anforderungen unterliegt als sie an eine 
Beweisaufnahme in der nach herkömmlicher Verfahrensweise geführten Hauptverhandlung 
nach Abgabe eines Geständnisses zu stellen wären; so bleiben etwa Vorhalte oder das 
Selbstleseverfahren nach den allgemeinen Regeln möglich. Es genügt jedoch nicht, das 
verständigungsbasierte Geständnis durch einen bloßen Abgleich mit der Aktenlage zu 
überprüfen, da dies keine hinreichende Grundlage für die erforderliche Überzeugungsbildung 
aus dem Inbegriff der Hauptverhandlung (§ 261 StPO) darstellt und mit einem solchen 
Verständnis dem Transparenzanliegen des Verständigungsgesetzes und der Ermöglichung 
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einer wirksamen Kontrolle verständigungsbasierter Urteile gerade nicht Rechnung getragen 
werden könnte. 

... 

[80]d) Einen Schwerpunkt des Regelungskonzepts des Verständigungsgesetzes bildet die 
Gewährleistung der vom Gesetzgeber ausdrücklich als „erforderlich“ bewerteten Transparenz 
und Dokumentation des mit einer Verständigung verbundenen Geschehens als Voraussetzung 
einer effektiven Kontrolle durch die Öffentlichkeit, die StA und das Rechtsmittelgericht. Zur 
Erreichung dieses Ziels hat der Gesetzgeber spezifische, das Regelungskonzept prägende 
Schutzmechanismen vorgesehen. 

[81]aa) In der Konzeption des Gesetzgebers kommt der Öffentlichkeit der Hauptverhandlung 
eine zentrale Bedeutung zu. Mit dem Gebot, die mit einer Verständigung verbundenen 
Vorgänge umfassend in die Hauptverhandlung einzubeziehen, gewährleistet der Gesetzgeber 
nicht nur vollständige Transparenz; er legt zugleich besonderes Gewicht auf die 
Kontrollfunktion der Öffentlichkeit der Hauptverhandlung und bekräftigt damit, dass auch im 
Fall der Verständigung der Inbegriff der Hauptverhandlung die Grundlage der richterlichen 
Überzeugungsbildung bleibt (§ 261 StPO). 

... 

[94]cc) Schließlich verfolgen die in dem Regelungskonzept des Verständigungsgesetzes 
vorgesehenen Schutzmechanismen das Ziel, eine wirksame „vollumfängliche“ Kontrolle 
verständigungsbasierter Urteile durch das Rechtsmittelgericht zu ermöglichen. 

... 

[116]3. Der in erheblichem Maße defizitäre Vollzug des Verständigungsgesetzes führt derzeit 
nicht zur Verfassungswidrigkeit der gesetzlichen Regelung. 

[117]a) Die repräsentative empirische Erhebung von Prof. Dr. Altenhain, die Anhörung der 
Auskunftspersonen in der mündlichen Verhandlung, aber auch die schriftlichen 
Stellungnahmen zu den Verfassungsbeschwerden und die vorliegende obergerichtliche 
Rechtsprechung zeigen zwar, dass Gerichte, Staatsanwaltschaften und Verteidigung in einer 
hohen Zahl von Fällen die gesetzlichen Vorgaben missachten und die Rechtsmittelgericht der 
ihnen zugewiesenen Aufgabe der Kontrolle der Verständigungspraxis nicht immer in 
genügendem Maße nachgekommen sind. Aus diesem empirischen Befund kann jedoch derzeit 
noch nicht auf ein in der Norm selbst angelegtes und daher zu deren Verfassungswidrigkeit 
führendes Versagen der zur Gewährleistung der verfassungsrechtlichen Vorgaben normierten 
Schutzmechanismen geschlossen werden. 

... 

[121]4. Auch wenn derzeit aus dem defizitären Vollzug des Verständigungsgesetzes nicht auf 
eine Verfassungswidrigkeit der gesetzlichen Regelung geschlossen werden kann, muss der 
Gesetzgeber die weitere Entwicklung sorgfältig im Auge behalten. Sollte sich die gerichtliche 
Praxis weiterhin in erheblichem Umfang über die gesetzlichen Regelungen hinwegsetzen und 
sollten die materiellen und prozeduralen Vorkehrungen des Verständigungsgesetzes nicht 
ausreichen, um das festgestellte Vollzugsdefizit zu beseitigen und dadurch die an eine 
Verständigung im Strafverfahren zu stellenden verfassungsrechtlichen Anforderungen zu 
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erfüllen, muss der Gesetzgeber der Fehlentwicklung durch geeignete Maßnahmen 
entgegenwirken. Unterbliebe dies, träte ein verfassungswidriger Zustand ein. 

... 
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